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§ 1 Einleitung 

Im Jahr 2012 rief die Haager Konferenz für Internationales Privatrecht 
(HCCH) eine Expertengruppe ins Leben, die sie damit beauftragte, Nachfor-
schungen zur Anerkennung und Vollstreckung elterlicher Vereinbarungen in 
internationalen Kindschaftsstreitigkeiten anzustellen. Der Rechercheauftrag 
umfasst unter anderem Abreden, die im Rahmen einer Mediation zustande 
kommen.1 Im Mittelpunkt stand dabei die Funktionsweise und praktische An-
wendung des Haager Übereinkommens auf dem Gebiet der elterlichen Verant-
wortung und der Maßnahmen zum Schutz von Kindern (KSÜ).2 Hintergrund 
der Untersuchung ist, dass in Familiensachen in den letzten Jahren ein immer 
größeres Augenmerk auf Methoden der alternativen Streitbeilegung gelegt 
wird.3 Daraus resultiert das Bedürfnis, die erzielten Ergebnisse über Landes-
grenzen hinweg verkehrsfähig zu machen. Die Expertengruppe setzte im Laufe 
ihres nach wie vor andauernden Mandats zuletzt einen starken Schwerpunkt 
auf die sogenannten package agreements. 4  Dabei handelt es sich um Ge-
samtvereinbarungen, in denen Eltern die Angelegenheiten, die das gemeinsame 
Kind betreffen, für die Zukunft möglichst umfassend regeln. Eine solche Eini-
gung kann beispielsweise Regelungen zur elterlichen Sorge, zum Umgang und 
Unterhalt beinhalten. 

Sollen solche komplexen Abreden über Grenzen hinweg durchzusetzbar 
sein, muss dies zunächst für ihre einzelnen Bestandteile gelten. Dieser grund-
legenden, vorgeschalteten Frage widmet sich die vorliegende Arbeit aus der 

 
1 HCCH, Bureau Permanent, Rapport de la réunion du groupe d'experts sur la reconnais-

sance et l'exécution transfrontières des accords conclus dans le cadre de différends interna-
tionaux impliquant des enfants (du 12 au 14 décembre 2013) et recommandation relative à 
la poursuite des travaux, 2014, Rn. 1. 

2 Haager Übereinkommen über die Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, die Aner-
kennung, Vollstreckung und Zusammenarbeit auf dem Gebiet der elterlichen Verantwortung 
und der Maßnahmen zum Schutz von Kindern vom 19. Oktober 1996 (BGBl. 2009 II S. 603). 

3 Dazu sogleich § 1.I. sowie HCCH, Bureau Permanent, Rapport de la réunion du groupe 
d'experts sur la reconnaissance et l'exécution transfrontières des accords conclus dans le 
cadre de différends internationaux impliquant des enfants (du 12 au 14 décembre 2013) et 
recommandation relative à la poursuite des travaux, 2014, Annex A Nr. 8. 

4 Vgl. z. B. HCCH, Experts' Group on Recognition and Enforcement of Voluntary Cross-
Border Agreements, Report on the Meeting from 12 to 14 December 2013 and Recommen-
dation for Further Work, 2014; HCCH, Permanent Bureau, Overview of the findings of the 
Experts' Group on cross-border recognition and enforcement of agreements in family matters 
involving children in relation to the development of a normative instrument, Info. Doc. 2 of 
January 2020, Rn. 13–17; in Brieger/Hirsch, Deutsches Best Practice Tool für die Anerken-
nung und Vollstreckung von familienrechtlichen Vereinbarungen innerhalb der Eu-
ropäischen Union, bei denen Kinder betroffen sind, 2020, S. 3 wörtlich mit „Paket(fami-
lien)vereinbarung” übersetzt. 
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Perspektive des deutschen Rechts. Sie analysiert die rechtlichen Schwierigkei-
ten bei der grenzüberschreitenden Anerkennung und Vollstreckung außerge-
richtlicher Entscheidungen in Kindschaftssachen. Es handelt sich um einen 
Teilbereich des Internationalen Zivilverfahrensrechts. Die Arbeit untersucht 
den Bereich zwischen der Wirksamkeit eines Rechtsgeschäfts zwischen Priva-
ten ohne jegliche staatliche Beteiligung und der Anerkennung ausländischer 
gerichtlicher Entscheidungen.5 Die Wirksamkeit eines privaten Geschäfts be-
stimmt sich traditionell nach dem jeweils anwendbaren Sachrecht, das nach 
den Vorschriften des Internationalen Privatrechts zu ermitteln ist. Die Aner-
kennung und Vollstreckung staatlicher Entscheidungen im sogenannten Ziel-
land richten sich nach dem Internationalen Zivilverfahrensrecht der lex fori. 
Welches Maß an staatlicher Beteiligung notwendig ist, damit eine Anerken-
nung erfolgen kann und es keiner Prüfung des anwendbaren materiellen Rechts 
bedarf, hängt von dem betroffenen Teilbereich des Kindschaftsrechts und der 
im Zielland anwendbaren Regelungsinstrumente ab.6 

I. Relevanz 
I. Relevanz 
Die Thematik ist vielschichtig. Sie vereint mit dem Internationalen Zivilver-
fahrensrecht, den Kindschaftssachen und den Methoden der außergerichtlichen 
Streitbeilegung drei vollkommen unterschiedliche Fachbereiche und ist daher 
in vielerlei Hinsicht relevant. Familienrechtliche Fragen betreffen den inners-
ten Kern des Privatlebens der beteiligten Personen. Damit kommt ihnen fort-
während große Bedeutung zu. Das gilt umso mehr vor dem Hintergrund der 
fortschreitenden gesellschaftlichen, politischen und kulturellen Veränderungen 
unserer Lebensumstände. In Deutschland wird aktuell circa jede dritte Ehe ge-
schieden.7 Die Zahl der Scheidungen vor deutschen Familiengerichten betrug 
im Jahr 2021 161.375.8 Bei rund der Hälfte der Verfahren haben die ehemali-
gen Partner gemeinsame minderjährige Kinder. 2015 waren dementsprechend 
annähernd 130.000 Kinder und Jugendliche von der Scheidung ihrer Eltern be-
troffen.9 Fast ein Viertel aller Eltern mit gemeinsamen minderjährigen Kindern 

 
5  Mankowski, in: Hilbig-Lugani/Jakob/Mäsch u. a., Zwischenbilanz, S. 571, 572 f.; 

Panet, in: Bergé/Francq/Santiago Gardeñes, Boundaries of European Private International 
Law, S. 679, 680 f. 

6 Zum Vorrang der verfahrensrechtlichen Anerkennung vor der kollisionsrechtlichen Prü-
fung des Sachverhalts vgl. Frie, NZFam 2018, 97; Wagner, FamRZ 2013, 1620, 1622; Dutta, 
StAZ 2010, 193, 200; Hau, in: Prütting/Helms FamFG, § 108 FamFG Rn. 22. 

7 Mähler/Mähler, in: Haft/von Schlieffen, Handbuch Mediation, S. 667, 669. 
8 Statistisches Bundesamt, Familiengerichte – Fachserie 10 Reihe 2.2, 2021, S. 18; vgl. 

für statistische Daten aus den letzten dreißig Jahren Stösser/Hartini Mutschler/Karle, FPR 
2013, 216, 217. 

9 Geisler/Köppen/Kreyenfeld u. a., Familien nach Trennung und Scheidung in Deutsch-
land, 2018, S. 8. 
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lebt getrennt.10 In der EU wurden 2020 circa 800.000 Ehen geschieden. Die 
Scheidungsrate hat sich europaweit seit den 1960er Jahren mehr als verdop-
pelt.11 

Scheidungen bringen für die involvierten Kinder schon wegen der regelmä-
ßigen räumlichen Trennung ihrer Eltern Veränderungen mit sich. Den ehema-
ligen Partnern gelingt es dabei nicht immer, die daraus resultierenden Heraus-
forderungen aus eigenen Kräften zu bewältigen. Die deutschen Amtsgerichte 
erledigten 2021 insgesamt 544.154 Familiensachen. Mehr als ein Viertel dieser 
Verfahren betraf Streitigkeiten um die elterliche Sorge. In etwa zehn Prozent 
der Verhandlungen waren Umgangsfragen beziehungsweise der Kindesunter-
halt Teil des Verfahrensgegenstands. Abstammungs- und Adoptionssachen 
spielten in circa 12.000 beziehungsweise 14.000 Fällen eine Rolle.12 Die zu-
letzt genannten Teilbereiche belegen, dass ein Regelungsbedürfnis in Kind-
schaftssachen auch abseits elterlicher Scheidungen entstehen kann.13 Seit 1990 
hat sich der Anteil der Kinder, die außerhalb einer Ehe geboren werden, in 
Deutschland mehr als verdoppelt und liegt mittlerweile bei über 30 %.14 

Dazu kommt die seit mehreren Jahrzehnten hohe gesellschaftliche Mobili-
tät. 2020 gab es nach Angaben des Statistischen Bundesamts insgesamt 
1.186.702 Zuzüge aus dem Ausland nach Deutschland und 966.451 Fortzüge.15 
Darunter sind auch Familien sowie einzelne Familienmitglieder.16 Annähernd 
20 % aller 2017 in Deutschland geborenen Kinder haben mindestens einen El-
ternteil, der nicht die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt.17 In mehr als zehn 
Prozent aller in der EU geschlossenen Ehen hatte mindestens ein Partner nicht 
die inländische Staatsangehörigkeit.18 Mobilität und Internationalität bergen 
spezifische Herausforderungen für Familienkonflikte: Große räumliche Dis-
tanzen erschweren die Kommunikation. Ihre Überwindung, zum Beispiel zur 

 
10 Institut für Demoskopie Allensbach, Getrennt gemeinsam erziehen, 2017, S. 3, 5. 
11 Statistisches Amt der Europäischen Union, Marriage and divorce statistics, 2022, S. 1; 

vgl. für einen Überblick auch Roberts, Mediation in Family Disputes, S. 29. 
12 Statistisches Bundesamt, Familiengerichte – Fachserie 10 Reihe 2.2, 2021, S. 18. 
13 Grziwotz, in: Löhnig/Schwab/Henrich u. a., Kindesrecht und Elternkonflikt, S. 31, 

34 f. 
14 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Familie heute. Daten. 

Fakten. Trends, S. 84; Pötzsch, Geburten in Deutschland, 2007, S. 10. 
15 Statistisches Bundesamt, Wanderungen – Fachserie 1 Reihe 1.2, 2020, S. 58. 
16 HCCH, Experts' Group on Cross-border recognition and enforcement of agreements 

in family matters involving children, Report of the Meeting from 2 to 4 November 2015, 
2016, Rn. 20; Braeuer/von Lilien, NJW 2015, 3491; Coester-Waltjen, in: Bruns/Kern/Münch 
u. a., Festschrift für Rolf Stürner zum 70. Geburtstag, S. 1197; Menne, FamRB 2015, 359. 

17 Statistisches Bundesamt, Bevölkerung, Familien, Lebensformen, Statistisches Jahr-
buch, 2019, S. 37. 

18 Statistisches Amt der Europäischen Union, People in the EU, 2015, S. 91; Hodson, in: 
Douglas/Murch/Stephens, International and National Perspectives on Child and Family Law, 
S. 153, 154. 
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Teilnahme an einer gemeinsamen Verhandlung, verursacht Kosten. Familiäre 
Strukturen sind zudem oft kulturell geprägt.19 Die unterschiedlichen Betrach-
tungsweisen der Beteiligten erhöhen die Komplexität von Fällen mit internati-
onalen Bezügen potenziell nochmals. 

In den letzten Jahren sind zur Beilegung dieser Konflikte weltweit verstärkt 
Methoden der außergerichtlichen Streitbeilegung beworben worden.20 Wenn-
gleich die Wahrscheinlichkeit, dass die Beteiligten sich an die erzielte Eini-
gung halten, bei selbstentwickelten Lösungen höher ist, müssen auch außerge-
richtlich herbeigeführte Vereinbarungen durchsetzbar sein.21 Insbesondere bei 
längerfristigen Verständigungen kann die Bereitschaft, sich an die Abmachung 
zu halten, mit zunehmendem zeitlichen Abstand sinken. Methoden der außer-
gerichtlichen Streitbeilegung sind bedeutend weniger attraktiv, wenn das Ri-
siko besteht, die erreichte Einigung im Ernstfall nicht durchsetzen zu können.22 
Besonders diffizil ist die Durchsetzung nach der aktuellen Rechtslage in grenz-
überschreitenden Sachverhalten. Angesichts der zunehmenden Mobilität inner-
halb von Familienverbänden stellt sich die Frage nach der Anerkennung und 
Vollstreckung ausländischer alternativer Titel immer öfter.23 

II. Aktueller Forschungsstand 
II. Aktueller Forschungsstand 
Der Themenkomplex erfährt aus diesen Gründen national wie international 
Aufmerksamkeit. So beschäftigt sich die Haager Konferenz neben der bereits 
angesprochenen Anerkennung und Vollstreckung elterlicher Vereinbarungen24 
mit einem Teilbereich des Abstammungsrechts inklusive der Leihmutterschaft. 

 
19 Schwartz/Wendenburg, in: Paul/Kiesewetter, Cross-Border Family Mediation, S. 115, 

119; Gonzáles Martín, Anu. Mex. Der. Inter. 15 (2015), 353, 390–394; Aeschlimann, Fami-
liengerichtsbarkeit im internationalen Vergleich, S. 26. 

20 Ferrand, FamRZ 2019, 1493, 1494; Hubig, ZKM 2014, 167–169; Proksch, ZKM 2011, 
173–177; Trenczek, FPR 2009, 335–339; Ripke, FPR 2004, 199–202; Montada, FPR 2004, 
182–187; Carl, ZKM 2003, 264–266; Paul, ZKM 2003, 172 f. 

21 Ministerkomitee Europarat, Explanatory Memorandum to Recommendation No. R 
(98) 1 of the Committee of Ministers to Member States on Family Mediation, 1998, Rn. 7; 
HCCH, Permanent Bureau, Transfrontier Contact Concerning Children, 2008, S. 11; Gon-
záles Martín, Anu. Mex. Der. Inter. 15 (2015), 353, 369. 

22 Dethloff, in: Dethloff/Hess/Kals u. a., Freiwilligkeit, Zwang und Gerechtigkeit im Kon-
text der Mediation, S. 9, 23; Beevers, in: French/Saul/White, International Law and Dispute 
Settlement, S. 297, 317; Duncan, in: Boele-Woelki/Einhorn/Girsberger u. a., Convergence 
and Divergence in Private International Law, S. 221, 233; Eidenmüller, SchiedsVZ 2005, 
124, 128. 

23 HCCH, Experts' Group on Cross-border recognition and enforcement of agreements 
in family matters involving children, Report of the Meeting from 2 to 4 November 2015, 
2016, Rn. 20; Carroll, in: Paul/Kiesewetter, Cross-Border Family Mediation, S. 125. 

24 Vgl. oben § 1. 
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Ziel ist es, einen Vorschlag für ein neues Übereinkommen zu erarbeiten.25 Dis-
kutiert wird unter anderem, ob die Elternstellung einer oder mehrerer Personen, 
die sich auf eine im Geburtsstaat bestehende Registereintragung stützt, von an-
deren Staaten inhaltlich zu akzeptieren ist.26 Die eingesetzte Expertengruppe 
erwägt zu diesem Zweck in den Konventionsentwurf ein Kapitel über öffentli-
che Urkunden aufzunehmen. 27  Eine abschließende Entscheidung ist bisher 
nicht getroffen worden.28 In der deutschen Literatur ist die Übernahme der 
rechtlichen Inhalte eines ausländischen staatlichen Dokuments mit dem 
Schlagwort Rechtslagenanerkennung belegt.29 Als abstraktes Rechtskonzept 
steht sie bereits seit zwei Jahrzehnten immer wieder im Fokus der Forschung.30 

Auch auf europäischer Ebene hat man sich der Thematik angenommen. Das 
Internationale Mediationszentrum für Familienkonflikt und Kindesentführung 
(MiKK) rief im März 2019 mit Kofinanzierung der EU das Projekt AMI-
CABLE ins Leben.31 Ziel des Vorhabens war es, die grenzüberschreitende An-
erkennung und Vollstreckung mediierter Familienvereinbarungen in der EU zu 
unterstützen. In Kooperation mit der Universidad de Alicante (Spanien), der 
Università die Milano-Bicocca (Italien) und der Uniwersytet Wroclawski (Po-
len) entwickelten die Verantwortlichen länderspezifische und allgemeine Leit-
fäden. 32  Die Berichte, die sich insbesondere mit Umzugsvereinbarungen, 
grenzüberschreitendem Umgang und Vereinbarungen im Entführungskontext 

 
25 HCCH, Bureau Permanent, Questions de droit international privé concernant le statut 

des enfants, notamment celles résultant des accords de maternité de subsitution à caractère 
international, 2011, Rn. 50. 

26 HCCH, Experts' Group on the Parentage / Surrogacy Project, Report of the Meeting 
from 29 October to 1 November 2019, Prel. Doc. 2 of November 2019, Rn. 20–21, 41; dies., 
Report of the Meeting from 25 to 28 September 2018, Prel. Doc. No 2A of October 2018, 
Rn. 10. 

27 HCCH, Experts' Group on the Parentage / Surrogacy Project, Report of the Meeting 
from 12 to 16 October 2020, Prel. Doc. No 2A of October 2020, Annex I Rn. 4–8; dies., 
Report of the Meeting from 29 October to 1 November 2019, Prel. Doc. 2 of November 
2019, Rn. 20. 

28 HCCH, Experts' Group on the Parentage / Surrogacy Project, Report of the Meeting 
from 29 October to 1 November 2019, Prel. Doc. 2 of November 2019, Rn. 43; dies., Report 
of the meeting from 5 to 9 July 2021, Prel. Doc. No 2A of July 2021, Rn. 12. 

29 Vgl. bspw. Wagner, StAZ 2012, 294, 298; ders., NZFam 2019, 513, 515; Reuß, Theorie 
eines Elternschaftsrechts, S. 516; Mansel/Thorn/Wagner, IPRax 2021, 105, 137 f. 

30 Vgl. dazu im Folgenden § 5.I.3. 
31 MiKK e. V. Internationales Mediationszentrum für Familienkonflikte und Kindesent-

führung, AMICABLE – EU-Projekt zur Vollstreckbarkeit von Mediationsverträgen, <https:
//www.mikk-ev.de/project/amicable-eu-projekt-zur-vollstreckbarkeit-von-mediationsver
traegen/> (zuletzt abgerufen am 06.10.2022). 

32  Dass., AMICABLE, <www.amicable-eu.org/home-de> (zuletzt abgerufen am 
06.10.2022). 
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befassen, wurden im Juli 2021 veröffentlicht.33 Die Arbeit nimmt im Folgen-
den auf sie Bezug. Ebenso wie bei der Haager Expertengruppe liegt der 
Schwerpunkt der Recherchen auf der Durchsetzung von Paketvereinbarun-
gen.34 

III. Ziel der Arbeit 
III. Ziel der Arbeit 
Diese Arbeit beschäftigt sich mit der Frage, inwieweit Streitigkeiten in den 
einzelnen Teilbereichen der Kindschaftssachen, die im Inland in alternativen 
Verfahren mit staatlicher Beteiligung beigelegt wurden, im Ausland anerkannt 
beziehungsweise vollstreckt werden. Ziel der Arbeit ist es, einen Überblick 
über die bestehenden Regelungsinstrumente, ihren Anwendungsbereich, Aus-
legungsmöglichkeiten und ihr Verhältnis zueinander zu geben. Ein besonderes 
Augenmerk wird darauf gelegt, welche Beschaffenheit der staatliche Mitwir-
kungsakt aufweisen muss, damit der Titel der Anerkennung und Vollstreckung 
zugänglich ist. Wissenschaft und Praxis operieren hier im Wesentlichen mit 
einem formalen und einem materiellen Kriterium. Verlangt wird häufig, dass 
die staatliche Beteiligung für das jeweilige Rechtsgeschäft konstitutiv ist oder 
dass eine inhaltliche Überprüfung durch die zuständige Behörde erfolgt. Diese 
Abhandlung geht auf die Hintergründe und Zweckmäßigkeit dieser Anforde-
rungen sowie mögliche Alternativen ein. 

Ein weiterer Hauptschauplatz ist die Anerkennung von Rechtsverhältnissen 
ohne vollstreckbaren Inhalt.35 Sie sind in Eltern-Kind-Beziehungen eher die 
Regel als die Ausnahme. Das zeigt sich im Sorgerecht, bei abstammungsrecht-
lichen Fragen, der Adoption oder im Namensrecht. Teile der Rechtsprechung 
und Literatur stören sich daran, dass die entsprechenden außergerichtlichen Ti-
tel regelmäßig keine klassischen anerkennungsfähigen Wirkungen aufwei-
sen.36 Ihnen kommt keine Rechtskraft- oder Gestaltungswirkung zu.37 Die ver-
fahrensrechtliche Anerkennung scheide aus diesem Grund aus. Bedeutung 
käme den Dokumenten allenfalls für den Beweis von Tatsachen zu. In der Spra-

 
33  Sie sind auf der Internetseite des Projekts einsehbar, vgl. dass., AMICABLE, 

<www.amicable-eu.org/home-de> (zuletzt abgerufen am 06.10.2022); den deutschen Leit-
faden verfassten Brieger/Hirsch, Deutsches Best Practice Tool für die Anerkennung und 
Vollstreckung von familienrechtlichen Vereinbarungen innerhalb der Europäischen Union, 
bei denen Kinder betroffen sind, 2020. 

34 Siehe dazu soeben § 1Teil I.§ 1. 
35 Siehe zum Schlagwort der ‚Rechtslagenanerkennung‘ soeben schon § 1.II. 
36 Vgl. z. B. Frie, NZFam 2018, 97, 100; Duden, StAZ 2014, 164, 166; Gomille, StAZ 

2017, 321, 323; Mansel/Thorn/Wagner, IPRax 2011, 1, 3 f. 
37 Frie, NZFam 2018, 97, 100; Borth/Grandel, in: Musielak/Borth FamFG, § 108 FamFG 

Rn. 2; von Milczewski, in: Bahrenfuss FamFG, § 108 FamFG Rn. 9; Gomille, in: Haußleiter 
FamFG, § 108 FamFG Rn. 2; Hau, in: Prütting/Helms FamFG, § 108 FamFG Rn. 13; Klinck, 
FamRZ 2009, 741, 745. 
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che der Rechtsakte der Europäischen Union ist die „Anerkennung von öffent-
lichen Urkunden“ demgegenüber seit Jahren Rechtswirklichkeit. Das zeigen 
insbesondere die Art. 46 Brüssel IIa-VO 38  beziehungsweise Art. 65 Abs. 2 
Brüssel IIb-VO39 sowie Art. 48 EuUntVO40. Die vorliegende Arbeit analysiert, 
wie diese Formulierungen zu verstehen sind und macht einen Vorschlag für die 
Einordnung der entsprechenden Titel in das Gefüge zwischen traditionell ver-
fahrensrechtlicher Anerkennung und bloß formaler Beweiswirkung. 

Damit nimmt sich die Untersuchung zweier Fragen an, die bisher ohne grö-
ßere inhaltliche Diskussion zumeist kategorisch in die eine oder andere Rich-
tung beantwortet werden. Aufgrund der Vielzahl der potenziell einschlägigen 
Regelungsinstrumente im Verhältnis Eltern-Kind ist die Liste der dargestellten 
Regelwerke nicht als abschließend zu verstehen. Sie wurden aus dem Blick-
winkel der deutschen Rechtsordnung ausgewählt und sind deshalb notwendi-
gerweise unvollständig. Ziel dieser Arbeit kann es angesichts der Regelungs-
vielfalt auch nicht sein, eine Antwort auf jede Detailfrage zu geben. Nachdem 
der Themenkomplex schon im Ausgangspunkt sehr umstritten ist, stehen die 
Grundsätze und großen Linien im Vordergrund. Weitgehend außer Acht blei-
ben müssen unter anderem die einzelnen Anerkennungsversagungsgründe, die 
konkreten Modalitäten der Vollstreckung sowie der Vollstreckungsschutz. 

IV. Gang der Darstellung und Methodik 
IV. Gang der Darstellung und Methodik 
Der Übersichtlichkeit wegen sind die Paragraphen-Überschriften dieser Arbeit 
in drei Teilabschnitte gruppiert, deren Titel jeweils anzeigen, welche Inhalte in 
den folgenden Überschriften zu erwarten sind. Die §§ 2–4 leiten mit den Grund-
lagen (Teil I) auf den Hauptteil der Arbeit hin (§§ 5–7), der sich mit dem Hand-
lungsspielraum de lege lata in Fragen der grenzüberschreitenden Anerkennung 
und Vollstreckung alternativer Titel in Kindschaftssachen beschäftigt (Teil II). 
In Teil III folgen mit den §§ 8 und 9 die Lösungsansätze für bestehende Rege-
lungsschwierigkeiten sowie das Resümee der Arbeit. 
Einleitend ist darzustellen, inwiefern Eltern aus der Perspektive des deutschen 
Rechts eigenständig Entscheidungen treffen können, die das Eltern-Kind-Ver-
hältnis betreffen (§ 2). Die Elternautonomie ist nicht mit der Privatautonomie 

 
38 Verordnung (EG) Nr. 2201/2203 des Rates vom 27. November 2003 über die Zustän-

digkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in 
Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 1347/2000 (ABl. L 338, S. 1). 

39 Verordnung (EU) 2019/1111 des Rates vom 25. Juni 2019 über die Zuständigkeit, die 
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betref-
fend die elterliche Verantwortung und über internationale Kindesentführungen (ABl. L 178, 
S. 1). 

40 Verordnung (EG) Nr. 4/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 über die Zuständig-
keit, das anwendbare Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen und 
die Zusammenarbeit in Unterhaltssachen (ABl. 2009 L 7, S. 1). 
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gleichzusetzen. Elterliche Entscheidungen betreffen mit dem in Rede stehen-
den Kind – anders als sonstige vertragliche Abreden zwischen Privatpersonen 
– gleichzeitig und unmittelbar immer auch eine dritte, schutzwürdige Person.41 
Damit unterliegen sie naturgemäß umfassenderen Einschränkungen.42 In die-
sem Kontext wird rechtsvergleichend auf die Regelungen anderer Staaten Be-
zug genommen. Anschließend folgt die Einführung in die Methoden der alter-
nativen Streitbeilegung (§ 3). Beleuchtet werden ihre Herkunft, ihr Verhältnis 
zu gerichtlichen Verfahren und ihr Anwendungsbereich. Besonders relevant 
sind der Nutzen und die Bedeutung dieser Ansätze in Kindschaftssachen. Mit 
der Frage, wie die daraus entstehenden Titel bei innerdeutschen Sachverhalten 
gegebenenfalls vollstreckt werden können, beschäftigt sich § 4. 

Die Funktionsweise der Anerkennung und Vollstreckung außergerichtlicher 
Titel in grenzüberschreitenden Fällen wird in § 5 mit rechtsvergleichenden 
Beispielen geschildert. Der Abschnitt befasst sich zunächst abstrakt mit den 
bestehenden Hürden und möglichen Lösungsansätzen, bevor § 6 die beste-
hende Regelungslandschaft nachzeichnet. Die Passage unterteilt sich in die 
verschiedenen Teilbereiche der Kindschaftssachen. Innerhalb dieser werden 
die internationalen Übereinkommen, gefolgt von den existierenden unions-
rechtlichen Regelungen, dargestellt. Wo weitreichende, multilaterale Abkom-
men bestehen, wird kein Bezug auf bilaterale Verträge genommen. Letztere 
kommen nur in Bereichen zur Sprache, in denen die Regelungsdichte gering 
ist. Was die Anerkennung und Vollstreckung alternativer Titel betrifft, sind 
viele Details umstritten oder bisher kaum Gegenstand einer wissenschaftlichen 
Diskussion. Der Fokus liegt daher auf der Auslegung der bestehenden Instru-
mente. Es ist zu untersuchen, ob, inwieweit und unter welchen Voraussetzun-
gen die behandelten Übereinkommen die Durchsetzung dieser Titel ermögli-
chen. Die deutschen autonomen Vorschriften des Internationalen Zivilverfah-
rensrechts runden den Abschnitt mit einem vorläufigen Fazit ab. 

Neben den Vorschriften des Internationalen Zivilverfahrensrechts können 
auch inhaltlich sachfremde, aber vorrangig anwendbare Vorschriften die An-
erkennung eines im Ausland begründeten Rechtsverhältnisses verlangen. Die 
Methode wird relevant, wenn die Nichtübernahme einer Rechtslage den Be-
troffenen in seinen Grundrechten oder Grundfreiheiten verletzt. Die dogmati-
schen Einzelheiten erklärt § 7. Dazu werden Beispielsfälle aus der Rechtspre-
chung des EuGH sowie des EGMR herangezogen. 

Abschließend sind Antworten auf die Folgefragen zu finden, die sich stellen, 
wenn man die Anerkennung und Vollstreckung außergerichtlicher Titel für 

 
41 BVerfG 03.11.1982 – 1 BvL 25/80, 1 BvL 38/80, 1 BvL 40/80, 1 BvL 12/81, BVerfGE 

61, 358, 371 f. = FamRZ 1982, 1179; BVerfG 09.02.1982 – 1 BvR 845/79, BVerfGE 59, 
360, 376 = NJW 1982, 1375. 

42  Hammer, FamRZ 2005, 1209, 1210; Dürbeck, in: Staudinger BGB (Stand: 
06.03.2022), § 1684 BGB Rn. 141; Geiger/Kirsch, FamRZ 2009, 1879, 1882 Fn. 24. 
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möglich hält. Wichtige Punkte sind dabei, wie der Zweitstaat mit offensichtlich 
rechtswidrigen Titeln umzugehen hat, wie der Konflikt zweier einander wider-
sprechender Dokumente aufzulösen ist und wie die Gefahr des forum shopping 
zu bewerten ist. Dabei werden bereits existierende Lösungsvorschläge genauso 
wie Ansätze de lege ferenda dargestellt (§ 8). § 9 fasst die gewonnenen Er-
kenntnisse zusammen und gewährt einen Einblick in zwei aktuelle Projekte der 
Haager Konferenz in diesem Themenbereich. Die Arbeit schließt mit einem 
Ausblick auf weitere Förderungsmöglichkeiten der alternativen Streitbeile-
gung in Kindschaftssachen. 

V. Die Begrifflichkeiten 
V. Die Begrifflichkeiten 
Der Begriff der Kindschaftssachen soll sich im Kontext der Arbeit nicht streng 
an den von §§ 1589 ff. BGB sowie § 111 Nr. 2 in Verbindung mit § 151 
FamFG erfassten Teilbereichen orientieren. Der Ausdruck wird funktional ver-
standen. Einbezogen werden alle familienrechtlichen Fragen, die einen unmit-
telbaren Bezug zu den (zukünftigen) Kindern der Beteiligten aufweisen, die 
altersbedingt in einem sozialen Abhängigkeitsverhältnis zu ihren Sorgeberech-
tigten stehen. Dazu gehören Fragen des Sorge- und Umgangsrechts, des Unter-
halts, der Vormundschaft und der Pflegschaft sowie der Rückführung eines 
entführten oder zurückgehaltenen Kindes und Gewaltschutzsachen. Daneben 
treten Fragestellungen aus dem Abstammungs-, Adoptions- und Namens-
recht.43 Im Einzelfall geht es dabei beispielsweise um die Bestimmung des 
Aufenthalts des Kindes, die Einwilligung in Operationen, Entscheidungen über 
die religiöse Erziehung, die Auswahl der Schule, die Finanzierung der Ausbil-
dung, die Reisekosten zur Ermöglichung des Umgangs, den Umgang mit Drit-
ten oder die Verwaltung des Vermögens des Kindes.44 

Auch das Verständnis des Begriffs der elterlichen Entscheidung im Rahmen 
einer alternativen Streitbeilegung ist weit. Ausschlaggebendes Merkmal ist, 
dass die Beteiligten zumindest im Ausgangspunkt eine freie und übereinstim-
mende Entscheidung zur Beilegung ihres Streits getroffen haben. Das trifft 
ohne Weiteres zum Beispiel auf das Ergebnis einer Mediation oder einen ge-
richtlich gebilligten Vergleich zu. Die Parteien finden dabei – gegebenenfalls 
mit Unterstützung durch Dritte – selbst eine Lösung für ihren Konflikt.45 Auch 
Gütestellenvergleiche oder Schiedssprüche beruhen auf der freiwilligen und 

 
43 Mähler/Mähler, in: BeckRA-HdB, § 48. Außergerichtliche Streitbeilegung – Media-

tion Rn. 114. 
44  Vgl. dazu z. B. Huber, in: MüKo BGB, § 1626 BGB Rn. 32–34; Coester-Walt-

jen/Gernhuber, Familienrecht, § 59 Rn. 2 f.; Rakete-Dombek/Berning, in: NK-BGB, § 1626 
BGB Rn. 11 f.; Hamdan, in: jurisPK-BGB (Stand: 25.05.2020), § 1626 BGB Rn. 14–26. 

45 Vgl. für die Mediation Unberath, ZKM 2011, 44, 46; Grundmann, SchiedsVZ 2012, 
229; Koehler/Müller, in: Leible/Terhechte, Europäisches Rechtsschutz- und Verfahrens-
recht, S. 1159, 1164 f. 


